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nhalt: 
Der hygieniſch⸗demographiſche Congreß und die Verwaltung. 
Von Dr. M. Ertl. II. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Das Reichsgericht iſt incompetent zur Entſcheidung über eine Beſchwerde, nach 
welcher Beſchwerdeführer ſich im Rechte der freien Meinungsäußerung ver⸗ 
letzt erachtet, indem er behauptet, daß ſeine wegen eines in einer Vereins⸗ 
verſammlung geſtellten Reſolutionsantrages auf Grund des § 11 der kaiſ. 
Verordnung vom 20. April 1854 erfolgte Verurtheilung mangels des That⸗ 
beſtandes der bezüglichen Uebertretung nicht begründet ſei. A 

Wenn durch Conceſſionirung von Eiſenbahnen der auf einem erblichen Poſtmeiſter⸗ 
privilegium baſirte Poſtdienſt eingeſchränkt wird, iſt der Fall einer Enteig⸗ 
nung des Poſterblichkeitsprivilegiums nicht gegeben und kann daher aus 
dieſem Titel eine Entſchädigung für die Verminderung des Einkommens 
aus dem Poſtdienſte nicht gefordert werden. 

Literatur. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Der hygieniſch-demographiſche Congreß und die 
Verwaltung. 
Von Dr. M. Ertl. 
I. 


Noch reichhaltiger für unſere Beobachtung find die Beſchlüſſe der 
hygieniſchen Sectionen des Congreſſes. Die Verwaltungspolitik 
und die Verwaltungsbeamten werden ſich für viele Jahre hinaus mit 
den durch dieſelben gebotenen Grundſätzen zu beſchäftigen haben und aus 
denſelben eine reiche und fruchtbare Belehrung für ihre Thätigkeit ziehen 
können. Vor Allem wird es für den Verwaltungsbeamten unerläßlich 
ſein, ſich allmälig den Forderungen der Zeit anzuſchließen und das, 
was früher an ſeiner hygieniſchen Ausbildung verſäumt wurde, durch 
Selbſtunterricht nachzuholen. Wenn Pettenkofer dieſe hygieniſche 
Erziehung insbeſondere für drei Stände als nothwendig bezeichnete 1%), 
nämlich für den Arzt, für den Techniker und für den Verwaltungs⸗ 
beamten, und wenn wir bedenken, daß ja gerade der Verwaltungsbeamte 
ſehr oft Arzt oder Techniker iſt, ſo liegt wohl die Schlußfolgerung, die 
wir daraus ziehen können, klar zutage. 

In Hinkunft ſoll ja auch hoffentlich für dieſen Unterricht von 
Anfang und ſyſtematiſch geſorgt werden; er ſcheint für die harmoniſche 
Ausbildung des Menſchen vielleicht mindeſtens ebenſo wichtig, wie die 
Kenntniß der unregelmäßigen Aoriſte oder ſämmtlicher Jahreszahlen der 
Samniterkriege. Der Congreß hat denn auch das Schulweſen ſelbſt 
zum Gegenſtande ſeiner Deſiderien gemacht. Wenn es feſtſteht, daß der 
eigentliche Wirkungskreis für die Hygiene dort zu ſuchen iſt, wo das 


16) Vgl. „Tageblatt“ Nr. 2, S. 17. 


Verſtändniß für die Geſundheitsbedingungen nicht mehr das Vorrecht 
| einer höher gebildeten Claſſe, ſondern Gemeingut des ganzen Volkes iſt, 
dann wird die Aufgabe des Staates hier ſofort klar: Er hat in ſeiner 
Schulverwaltung das heranwachſende Volk für jenes Verſtändniß empfäug⸗ 
lich zu machen, d. h. er muß den hygieniſchen Unterricht in den Lehr⸗ 
plan einführen. Die diesbezüglichen Beſchlüſſe der 2. Section 1%) ſagen 
denn auch, der Staat habe dafür zu ſorgen, daß die Bevölkerung zur 
Mitwirkung an der öffentlichen Geſundheitspflege herangezogen und daher 
in das Verſtändniß der allerweſentlichſten Grundſätze der Geſundheits⸗ 
en eingeführt werde. Er habe daher in der Volksſchule einen faßlichen 
und einfachen Unterricht über Bau und Thätigkeitslehre des menſchlichen 
Körpers, über die Grundbedingungen ſeiner Geſunderhaltung gegenüber 
den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen im Geiſte des Geſammtunterrichtes 
einzuführen. Dieſe Belehrungen ſollen in den Fortbildungsſchulen ent⸗ 
ſprechend erweitert, in den Mädchenſchulen aber die hygieniſchen Ver⸗ 
hältniſſe der Wohnung, Körperpflege und Nahrung etwas eingehender 
behandelt werden. Zu dieſem Zwecke ſoll ein faßlicher, ſyſtematiſcher 
Unterricht in der Geſundheitslehre durch Aerzte an den Lehrer⸗ und 
Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten obligatoriſch eingeführt und der Nachweis 
ausreichender Kenntniß aus derſelben bei der Prüfung für die Lehr⸗ 
befähigung verlangt werden. Wünſchenswerth wäre auch der hygieniſche 
Unterricht in den Mittelſchulen in Verbindung mit dem naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterrichte. Unbedingt nothwendig ſei es, daß für Aerzte die 
Geſammthygiene obligatoriſcher Unterrichts⸗ und Prüſungsgegenſtand 
werde. Auch ſei an den techniſchen Hochſchulen der hygieniſche Unterricht 
unter beſonderer Betonung der Gewerbehygiene nothwendig, und wäre 
der Nachweis ausreichender Kenntniß darin vor Vollendung der Studien 
zu fordern. In Deutſchland iſt ja in dieſem Punkte ſchon mancher 
Wunſch zur That geworden, nicht nur durch Errichtung von Lehrkanzeln 
und des Reichs⸗Geſundheitsamtes, ſondern auch durch den Nachweis der 
hygieniſchen Kenntniſſe bei den Prüfungen. Ob gerade der hygieniſche 
Unterricht insbefondere an den Lehrer⸗Bildungsanſtalten durch Aerzte 
ertheilt werden müſſe, möchten wir bezweifeln, zumal ſich bis heute oft 
gezeigt hat, daß der Stand, dem gerade dieſer wichtige Zweig der 
Verwaltung, das Geſundheitsweſen, doch eigentlich ſeit jeher anvertraut 
war, von den Aufgaben der Geſundheitspflege oft keine Ahnung hatte, 
ja ſogar aus mißverſtandenem Standesintereſſe die allgemeine Kenntniß 
der Geſundheitslehren als eine Beſchränkung feiner Thätigkeit auffaßte. 

Die Hauptthätigkeit des Congreſſes wendete ſich natürlich dem 
eigentlichen Geſundheitsweſen zu. Dieſes Geſundheitsweſen im engeren 
Sinne, welches, wie wir oben ausgeführt haben, den Eingriff der Ver⸗ 
waltung in dem Momente bedeutet, wo der Einzelne gegen Factoren 
ankämpft, welche außerhalb ſeiner individuellen Machtſphäre gelegen ſind, 
kann nach vier Hauptgeſichtspunkten in Betracht kommen, je nachdem die 
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1) Vgl. „Tageblatt“ Nr. 6, S. 5. Und dazu Fodor „Der hygieniſche 
Unterricht an Volksſchulen, Mittelſchulen ꝛc.“ Kuborn „Enseignement de 
Y’hygiene dans les écoles elementaires etc.“ Layet „Enseignement de hygiene 

en France“. Gauſter „Hygieniſcher Unterricht an Volksſchulen ꝛc.“ (Heft XIII. 
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Gefährdung der Geſundheit für den Einzelnen in der Nothwendigkeit digen Aerzten anzuvertrauen, gleichviel ob ſie beamtete Aerzte ſind oder 
gelegen iſt, ſeine Unterkunft in gewiſſen Räumen ſuchen zu müſſen nicht. Wir möchten im Sinne unſerer früheren Ausführungen lieber 
(Bauhygiene), oder eine beſtimmte Nahrung zu genießen, deren 1 55 ſie ſei Sachverſtändigen anzuvertrauen, welche nicht gerade Aerzte 
Qualität ſich feiner Beurtheilung entzieht (Lebensmittelhygiene), ſein müſſen. Gerade in Oeſterreich haben ſich Schulmänner ſchon ſehr 
oder eine ungünſtige, durch die Verhältniſſe ihm aufgenöthigte ſociale erſprießlich mit Fragen der Schulhygiene beſchäftigt. Sicherlich aber tt 
Stellung einzunehmen (ſociales Geſundheitsweſen), oder aber den es die höchſte Zeit, den Grundſatz mens sana in corpore sano wieder 
ohnmächtigen Kampf gegen die anſteckende Eigenſchaft gewiſſer Krankheiten mehr zur Geltung zu bringen, da es ſcheint, daß die deutſche Schul⸗ 
führen zu müſſen (Seuchenweſen). bildung ziemlich einſeitig aufgefaßt wird. Man braucht dabei weder in 

Was zunächft die Bauhygiene anlangt, jo iſt natürlich in das Extrem des engliſchen Criquet⸗ und Lawn⸗tennys⸗Weſens verfallen, 
Bezug auf techniſche Fragen ſehr viel verhandelt worden 1°), was uns noch in der deutſchen Einſeitigkeit des Turnens allein das Heil erblicken. 
jedoch ferner liegt. Auch die hygieniſchen Einrichtungen der Communi⸗ Vielmehr ſcheint ſowohl in der Entwicklung der geiſtigen und körper⸗ 
cationen zu Land, alſo insbeſondere der Eifen- und Pferdebahnen, lichen Fähigkeiten, als auch in der Erkenntniß und Schaffung hygieniſch 
kamen dabei zur Discuſſion 1). Bisher hat ſich leider, wie von der zuträglicher äußerer Verhältniſſe der richtige Weg gelegen, um eine har⸗ 
letzten n. ö. Verordnung bezüglich der Tramways her erinnerlich, ſehr moniſche Ausbildung des ganzen Menſchen zu ermöglichen. Die Zeit, 
wenig bei uns in dieſem Punkte verbeſſern laſſen. Der Congreß war welche fo unpoetiſch iſt, daß fie die Menſchenideale nicht mehr auf den 
der Anſicht, es ſei nothwendig, daß die Baupläne vor ihrer Ausführung | Olymp verſetzt, ſondern vielmehr den Menſchen auf Erden das Los zu 
zur Begutachtung vom hygieniſchen Standpunkte dem ſachverſtändigen verbeſſern ſich beſtrebt, wird in dem Grundſatze „geſund und tüchtig“ 
Leiter des Sanitätsweſens übergeben werden, welcher auch bei den die zwar ſehr nüchterne, aber auch ſehr nützliche moderne Auffaſſung 
ſogenannten techniſch-polizeilichen Begehungen mitwirke. Aus Rückſicht der Kalokagathia zu erkennen haben. In Defterreich verlangt zwar nicht 
für die öffentliche Geſundheit und den Anſtand dürften in den Wägen nur das Schulgeſetz vom 14. Mai 1869 von jeder Schule, daß ſie 
der Straßenbahnen — Tramways — nur fo viele Perſouen zu der⸗ „den Beduürfniſſen des Unterrichtes und der Geſundheitspflege entſprechend 
ſelben Zeit befördert werden, als Sitzplätze in denſelben vorhanden ſind, eingerichtete Schullocalitäten beſitze“, ſondern die ſpäteren Verordnungen 
daher ſolle die Aufnahme ſtehender Paſſagiere ſtrengſtens unterfagt ; find auch über dieſe akademiſche Formulirung weit hinausgegangen. So 
werden. Jede Eiſenbahnunternehmung habe dafür zu ſorgen, daß Kranke, ſtellt der Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
vorzüglich aber an Inſectionskrankheiten Leidende in beſonderen, 9. Juni 1873, 3. 4816, ſehr detaillirte Vorſchriften auf, der Erlaß 
dieſem Zwecke gebauten Wägen und auf keinen Fall in den gewöhnlichen | vom 26. November 1878, 8. 15.213, gibt Weiſungen gegen das 
Perſonenwägen befördert werden. Jede Bahnſtation ſei mit einem Ueberhandnehmen der Kurzſichtigkeit bei der Schuljugend, und die zahl⸗ 
Rettungskaſten und einem Tragkorbe, jeder Zug mit einer Verbandtaſche reichen Verordnungen der einzelnen Landesſchulräthe haben ſich ja bekannt⸗ 
und einer Tragbahre zu verſehen. Die Ueberanſtrengung der Bedienſteten, lich ſehr lebhaft mit der Frage beſchäftigt. Dennoch glauben wir, daß 
namentlich des Fahrperſonales, welche durch Erſchöpfung Anlaß zu noch immer zu wenig auf dieſem Gebiete geſchieht, welches keine geringere 
Unglücksfällen geben kann, dürfe nicht geduldet werden. Das Sanitäts⸗ | Rolle für fih in Anſpruch nehmen darf, als die, für die Leiſtungs⸗ 
weſen der Bahnen ſolle unter der Leitung eines ſachverſtändigen Arztes fähigkeit der künftigen Generationen verantwortlich zu ſein 2). 
ſtehen, welcher die Stelle eines leitenden Beamten einnehmen ſoll u. ſ. w. 

Wir haben die aus der Erfahrung uns aufgedrängte Empfindung, als 
ob hier, ſowie auf dem Gebiete der Schiffshygiene 2%), Bieles noch lange R 314 ai 
ein 182 Wunſch bleiben müßte. Jede Erkenntniß bedarf eben Mittheilungen aus der Praris. 
leider in der menſchlichen Geſellſchaft einer gewiſſen, ſelten verkürzbaren 
Zeit, und während man bezüglich der Hochbauten auf dem Lande ſchon Das Reichsgericht iſt incompetent zur Entſcheidung über eine 


Beſchwerde, nach welcher Beſchwerdeführer ſich im Rechte der 
ſo viele Erfahrungszeit hinter ſich hat, daß heute das Geſundheitsmoment freien Meinungsaußerung verletzt Sn t, indem er behauptet, 


dabei gewürdigt werden kann, find dermalen in dem Communications⸗ dat ſeine wegen eines in einer Vereinsverſammlung geſtellten 
weſen zu Waſſer und zu Lande noch Rückſichten der Maſchinentechnik Reſolutionsantrages auf Grund des § 14 der kaiſ. Verordnung 
oder aber des Tarifweſens die faſt ausſchließlich maßgebenden. Um über | vom 20. April 520 fe Verurtheilung mangels des That⸗ 
dieſen regelmäßigen Gang der Entwicklung der Dinge kühn hinweg⸗ beſtandes der bezüglichen Uebertretung nicht begründet fei.*) 
zuſetzen, müßten wir Amerikaner ſein, welche ſogar ihre Bahnen „von Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 24. October 1887 
nowhere nach nowhere“ bauen, dabei aber auch auf unſere Ge- gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
ſchichte und die daran klebende europäiſche Erziehung verzichten können. 9. September 1887, Z. 139, des Jacob L. Kohn, Hopfencommiſſionär 
Von viel größerer Bedeutung als dieſe ganze Frage iſt aber 5 Realitätenbeſitzer in Saaz, durch Dr. Franz Max Broudre, 


gewiß jener Theil der Bauhygiene, welchen wir als Schulhygiene Advocat in Saaz, gegen die k. k. Statthalterei in Prag wegen Ver⸗ 
bezeichnen. Gerade die heranwachſende Jugend iſt ja in hervorragendem letzung des Rechtes der freien Meinungsäußerung — nach Anhörung 
Maße gezwungen, ſich in Folge der Schulpflicht und Rückſichten der des Herrn Dr. Pichler, Advocat zu Jachnitz, als Vertreters des 
weiten räumlichen Entfernung einer beſſeren Schule oft in Räumen zu Beſchwerdeführers Jacob L. Kohn, und des Herrn Erich Graf Kiel⸗ 
bewegen, deren hygieniſche Beſchaffenheit ſich ganz und gar der Beur- mannsegg, k. k. Miniſterialrathes, als Vertreters des k. k. Miniſteriums 
theilung oder dem Einfluſſe der Kinder und der Eltern entzieht. Der des Innern, zu Recht erkannt: 

Congreß war in ſeinem diesbezüglichen Beſchluſſe der Anſicht, daß das „Die Beſchwerde wird wegen Incompetenz des Reichsgerichtes 
Intereſſe der Staaten und Familien eine dauernde Betheiligung ſach⸗ zurückgewieſen“ — Gründe: 

verſtändiger Aerzte an der Schulverwaltung verlange, um Geſundheits⸗ Wenngleich in der Beſchwerde eine Entſcheidung wegen Verletzung 
ſchädlichkeiten des Schulbeſuches und Unterrichtes von den Schülern und des ſtaatsgrundgeſetzlch gewährleiſteten Rechtes der freien Meinungs⸗ 
Schülerinnen abzuhalten und auf eine geſundheitsförderliche Thätigkeit äußerung angerufen wird, ſo iſt dieſelbe doch ihrer Weſenheit und ſelbſt 
der Schule hinzuwirken. Vor Allem ſei eine ſtaatliche hogieniſche Revi⸗ dem Wortlaute des Begehrens nach dagegen gerichtet, daß der Beſchwerde⸗ 
ſion aller öffentlichen und privaten Schulen nothwendig. In jedem Schul⸗ führer mit dem durch die Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag 
aufſichtskörper müſſe, wo und ſobald ein Arzt vorhanden iſt, derſelbe vom 24. Juni 1887, 3. 4802, beſtätigten Straferkenntniſſe der 
Sitz und Stimme haben. Die hygieniſche Schulaufſicht ſei ſachverſtän⸗(f fk. Bezirkshauptmannſchaft Saaz vom 13. Jänner 1887, 8. 18.606, 
R et 5 eines bei der am 8. December 1886 in Libotſchan abgehaltenen 


1 Bel. z Clement „Moyens Ce Doumvair tes hatiments um die Wanderverſammlung des deutſch⸗politiſchen Vereines in Ganz geſtellten 


et de chaleur solaires“. Trelat dasſelbe Thema. (Heft XI.) Hartmann „Die 
Fortſchritte der Gas⸗ und elektriſchen Beleuchtung und die Anwendung des 
Waſſergaſes in hygieniſcher Beziehung“ (Heft VI) u. ſ. w. Vgl. auch den Katalog 
über die Ausſtellung des Congreſſes. (Heft XXII.) 

10) Beſchluß der 4. Section. „Tageblatt“ Nr. 4, S. 5. 

20) Schmidt Ueber Schiffshygiene“. Bambas „Rapport sur U’hygiene 
des bateaux marchands“. Linhart „Waſſer und Luft am Bord“. Treille 


25) Vgl. Waſſerfuhr „Aerztliche Ueberwachung der Schulen, beſonders 
mit Bezug auf die Verhütung der Verbreitung von Infectionskrankheiten und 
Myopie“. Cohn „Die ärztliche Ueberwachung der Schulen zur Verhütung der 
Verbreitung der Kurzſichtigkeit“. Napias „Lhygiene scolaire en France“. 

eft XI 
„Hygiene des navires, en particulier de ceux appartenant à la marine = 90 Vergl. die in Nr. 30 auf S. 124 dieſes ee der Zeitſchrift 
marchande“. (Heft XIX.) 1 Reichsgerichtsentſcheidung vom 5. Full 1887, Z. 9 


Reſolutionsantrages der Uebertretung des § 11 der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, ſchuldig erkannt und zu 
einer Geldſtrafe von 5 fl. verurtheilt wurde, wodurch der Beſchwerde⸗ 
führer ſich in dem durch den Art. 13 St. G. G. vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechte der freien Meinungs⸗ 
äußerung für verletzt erachtet, weil ſeiner Behauptung nach der That⸗ 
beſtand der im obeitirten § 11 normirten Uebertretung nicht vorliegt. 

Das k. k. Reichsgericht iſt jedoch zufolge des ihm durch das 
Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, 
zugewieſenen Wirkungskreiſes nicht berufen, zu überprüfen, ob in einem 
gegebenen Falle die geſetzlichen Vorausſetzungen des oberwähnten § 11 
vorhanden ſind, da ihm eine Entſcheidung in Strafſachen, es möge die 
bezügliche Gerichtsbarkeit den Juſtiz⸗ oder den Adminiſtrativbehörden 
geſetzlich zugewieſen ſein, überhaupt nicht zuſteht. 

Die Beſchwerde mußte daher wegen Incompetenz des Reichsgerichtes 
zurückgewieſen werden. 
(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 24. October 1887, 3. 180.) 


Wenn durch Conceſſionirung von Eiſenbahnen der auf einem erb⸗ 

lichen Poſtmeiſterprivilegium baſirte Poſtdienſt eingeſchränkt 

wird, iſt der Fall einer Enteignung des Poſterblichkeitsprivile⸗ 

giums nicht gegeben und kann daher aus dieſem Titel eine Ent⸗ 

ſchädigung für die Verminderung des Einkommens aus dem Poſt⸗ 
dienſte nicht gefordert werden. 

Mit der Privilegiumsurkunde ddo. 11. December 1832 war dem 
Johaun W. der Poſtdienſt zu Jetzelsdorf erblich und verkäuflich in der 
in dieſer Urkunde umſchriebenen Ausdehnung verliehen worden. Unterm 
13. Jänner 1884, Z. 3014, belangte nun Johann W. das k. k. Aerar 
zu Handen der k. k. niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur auf Zahlung 
von 158.927 fl. 30 kr. ſammt Nebengebühren mit der Behauptung, 
daß durch die Eröffnung der conceſſionirten Eiſenbahnen a) von Stadlau 
bis zur Einmündung in die Brüun⸗Roſſitzer Bahn, b) der Nordweſt⸗ 
bahn und c) der Bahn von Zellerndorf nach Neuſiedl — die ihm durch 
obiges Privilegium zugeſicherte Poſtmeiſtergerechtigkeit in der Art 
geſunken ſei, daß dieſelbe auf die Beförderung der Briefe von der Poſt⸗ 
ſtation Haugsdorf⸗Jetzelsdorf beſchränkt wurde. Durch die in den Con⸗ 
ceſſionsurkunden ausgeſprochene Uebertragung des Poſtdienſtes an die 
betreffenden Bahnen habe — ſo argumentirte der Kläger — der Staat 
von dem in den Hofkammerdecreten vom 18. December 1837, Z. 50.820, 
und vom 12. März 1839, 3. 10.344, normirten Rechte der Ein⸗ 


ziehung des klägeriſchen Poſterblichkeitsprivilegiums, d. i. feinem Expro⸗ 


priationsrechte, Gebrauch gemacht, der Staat ſei ſonach auch gehalten, 
dem Kläger das hiefür entfallende, nach Inhalt der erwähnten Hof⸗ 
kammerdecrete im ordentlichen Civilrechtswege geltend zu machende Ex⸗ 
propriationsäquivalent zukommen zu laſſen. Indem ſohin der Kläger 
das ſür die angebliche Enteignung ſeines Poſterblichkeitsprivilegiums zu 
beanſpruchende Aequivalent mit der Höhe des ihm durch die Eröffnung 
der vorberührten drei Eiſenbahnen angeblich entgangenen Einkommens, 
nämlich mit jährlich 7946 fl. 36 kr. identificirte, gelangte er zu 
dem Schluſſe, daß das k. k. Aerar ihm als Expropriationsäquivalent 
das dieſem behaupteten Entgange entſprechende, zu 5 pCt. veranſchlagte 
Capital per 158.927 fl. 30 kr. zu erſetzen ſchuldig ſei. 

Das Klagebegehren wurde ſowohl vom Landesgerichte, als auch 
vom Oberlandesgerichte abgewieſen. 

Auch der außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde des Klägers hat 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Urtheil vom 11. Mai 1887, 3. 4406, 
keine Folge zu geben befunden. — Die Gründe lauten: 

Der Kläger ſtützt ſeinen Entſchädigungsanſpruch auf die Enteignung 
des ihm für die Poſtſtation Jetzelsdorf Allerhöchſt verliehenen Poſterb⸗ 
lichkeitsprivilegiums, welche Enteignung thatſächlich durch die Concefſio⸗ 
nirung der in der Klage näher bezeichneten Eiſenbahnſtrecken eingetreten 
ſei, indem hiedurch ſein Poſtdienſt auf den Brieſpoſtverkehr, Route 
Jetzelsdorf⸗Haugsdorf, beſchränkt wurde. Die Beurtheilung des Rechts⸗ 
beſtaudes dieſes Anſpruches ſetzt demnach zunächſt die Erwägung der 
Vorfrage voraus, ob durch die in der Klage bezogenen Eiſenbahncon⸗ 
ceſſionen eine vollſtändige oder doch theilweiſe Enteignung des erwähnten 
Privilegiums im Sinne des § 365 a. b. G. B. ſtattgefunden habe. 
Die beiden Untergerichte haben dieſe Frage verneint, und zwar mit 
vollem Rechte. Denn nach § 364 a. b. G. B. hat eine Enteignung 
dann ſtatt, wenn der Eigenthümer einer Sache ſein Eigenthum zum 
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allgemeinen Beſten abtreten muß. Allein eine ſolche Enteignung des dem 
Kläger verliehenen Poſterblichkeitsprivilegiums liegt nicht vor. Dieſes 
gewährt wohl dem Privilegirten in Anſehung der darin beſtimmten 
Poſtſtation unter gewiſſen Vorausſetzungen das vererbliche und veräußer⸗ 
liche, ſomit im Verkehre ftehende Recht zum Poſtdienſte; dasſelbe ver⸗ 
pflichtet aber dieſen zugleich zur poſtämtlichen Beförderung von Perſonen 
und Sachen in dem conceſſionirten Bezirke nach den befonderen Poſt⸗ 
vorſchriften und unter den feſtgeſetzten Bedingungen. In Bezug auf 
dieſen thatſächlichen Betrieb des Poſtdienſtes beſteht daher, wie das Ober⸗ 
landesgericht bereits hervorhob, ein vertragsmäßiges Dienſtverhältniß 
zwiſchen dem Staate als Inhaber des Poſtregales und dem Poſtmeiſter. 
Das durch das Poſtprivilegium erblich und veräußerlich verliehene Recht 
zum Poſtdienſte und der auf Grund der Beſtimmungen desſelben aus⸗ 
geübte Betrieb des Poſtdienſtes müſſen daher bei der Beurtheilung der 
rechtlichen Natur eines Poſterblichkeitsprivilegiums ſtrenge auseinander⸗ 
gehalten werden. Nur das erſtere Recht, welches ohne Rückſicht auf den 
jeweiligen Umfang des Poſtdienſtes beſteht, kann im Sinne des § 298 
a. b. G. B. als eine der Enteignung gemäß § 365 a. b. G. B. 
unterliegende Sache aufgefaßt werden, nicht aber die nach den Beſtim⸗ 
mungen eines Dienſtverhältniſſes zum Staate geregelte Ausübung dieſes 
Rechtes. Nach den Allerhöchſten Entſchließungen vom 18. December 
1837, Nr. 50.820, vom 19. Februar 1839, Nr. 4065, und vom 
31. Mai 1841, 3. 2948, bildet auch nur das erſtere Recht den 
Gegenſtand der Einlöſung gegen Entſchädigung. Dagegen wird die Aus⸗ 
übung des Poſtdienſtes durch die Umſtaltung des Poſterblichkeitsprivi⸗ 
legiums in einen zeitlichen Dienſtvertrag fortgeſetzt oder durch Kündigung 
gelöſt. Die Folgerung des Klägers, durch welche er ſein Klagebegehren 
ſtützen zu können vermeint, daß durch die in Folge des Eiſenbahnver⸗ 
kehres eingetretene thatſächliche Beſchränkung ſeines Poſtdienſtes auf den 
Briefpoſtverkehr zwiſchen Jetzelsdorf und Haugsdorf eine jedenfalls theil⸗ 
weiſe Enteignung ſeines Privilegiums ſtattgefunden habe, iſt daher ver⸗ 
fehlt und beruht auf einer Verwechslung des Rechtes zum Poſtdienſte 
mit dem an ſich veränderlichen Betriebe. Wenn auch der letztere durch 
die Aenderung der Verkehrsverhältniſſe und Verkehrsmittel beſchränkt 
worden iſt, ſo wurde dem Kläger hiedurch das Recht zum Poſtbetriebe 
der Poſtſtation Jetzelsdorf nicht entzogen. Eine Enteignung des Poſt⸗ 
erblichkeitsprivilegiums, inſoweit dasſelbe überhaupt ein Object einer 
ſolchen bilden kann, liegt daher nicht vor und erſcheint das hierauf 
bafirte Entſchädigungsbegehren ohne rechtlichen Halt. 


Titeratur. 


Die Geſandtenrechte. Von Dr. Hermann Loviſoni. Wien, 
Manz, 1887. 

In der vorliegenden Schrift hat Dr. Loviſoni klar, kurz und bündig eine 
ſyſtematiſche Darſtellung der Rechtsverhältniſſe der Geſandten geliefert. Der Verfaſſer 
hat fich unverkennbar die prägnante Formulirung völkerrechtlicher Doctrinen, wie 
ſte ehedem Hofrath Dr. Leopold Freiherr von Neumann vortrug, zum Muſter 
genommen. Die einzelnen Ausführungen find nicht blos für den berufsmäßigen 
Diplomaten, ſondern vermöge der darin an den Tag gelegten ſtreng juriſtiſchen 
Logik, ſowie in Folge der fortwährenden meritoriſchen Bezugnahme auf die ein⸗ 
ſchlägigen Lehren des Civil⸗, Straf⸗ und Proceßrechtes für jeden Juriſten von 
großem Intereſſe. Die Einbeziehung der wichtigeren Controverſen in den Text 
und die Vermeidung übermäßiger Ausdehnung der Noten wird jedem Leſer gewiß 
willkommen fein. 


Geſetze und Perordnungen. 


1886. II. Semeſter. 
Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. — 29. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 1. Juli 1886, Z. 9715, betreffend die Correſpondenz der 
Juſtizbehörden mit den für ihren Umfang als politiſche Behörden erſter Inſtanz 
fungirenden Stadtgemeinden. — 30. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
2. Juli 1886, Z. 11.431, über die Verpflichtung der bei Eiſenbahnprojects⸗ 
Commiſſionen für k. k. Staatsbahnen als Militärvertreter fungirenden Officiere, 
das Straßenfuhrwerk mit den Vertretern der Civil⸗Staatsbehörde gemeinſchaftlich 
zu benützen. — 31. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 5. Juli 1886, 
3. 12.087, betreffend die Herausgabe des Hof⸗ und Staatshandbuches für das 
Jahr 1887. 


XV. Stück. Ausgeg. am 26. Juli. — 32. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 11. Juli 1886, 3. 12.258, betreffend die Einſtellung der 
Thätigkeit der k. und k. Conſulargerichte in Serbien. — 33. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 13. Juli 1886, Z. 11.199, betreffend die Verwendung 
der auf Grund des § 7 der Strafproceßordnung ausgeſprochenen und einge⸗ 
hobenen Geldſtraſen. — 34. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 13. Juli 
1886, 3. 12 065, betreffend die Legaliſirung von Urkunden in dem Verkehre 
zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Serbien. — 35. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 20. Juli 1886, Z. 10.961, betreffend die Uebernahme der 
für Rechnung anderer Verwaltungszweige unmittelbar bei den Männer ⸗Straf⸗ 
anſtalten gemachten Beſtellungen ärariſcher Bedarfsartikel und den hiebei einzu⸗ 
haltenden Vorgang. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 13. Auguſt. — 36. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 20. Juli 1886, Z. 8638, betreffend die Entſcheidungen des 
k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums und des k. k. Minifteriums fir Landesvertheidi⸗ 
gung, daß die ſogenannten Subſiſtenzbeiträge nicht zu den ſtändigen, pfändbaren 
Gebühren gehören. — 37. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 23. Juli 
1886, 3. 7277, betreffend die Erſichtlichmachung der Geſchäfte in Grund⸗ 
buchsſachen in den nach 8 99 des kaiſerlichen Patentes vom 3. Mai 1858, 
R. G. Bl. Nr. 81, zu verfaſſenden Hauptgeſchäftsausweiſen der Gerichte 
erſter Inſtanz. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 25. Auguſt. — — — 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 7. September. — 38. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 25. Auguſt 1886, Z. 15.119, betreffend die Verwendung von 
Baunmolftoff (Calicot) zur Herſtellung der Leibes⸗ und Bettwäſche für Häftlinge. 
— 39. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 30. Auguſt 1886, Z. 15.415, 
betreffend die zeitweilige Beſtellung des k. k. Miniſterialſecretärs Dr. Auguſt 
Herrmann zur Verſehung der Functionen des Regierungscommiſſärs bei der 
öſterreichiſchen Central⸗Boden Creditbank in Wien. — 40. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 30. Auguſt 1886, Z. 15 354, betreffend die Urlaubsverlänge⸗ 
rung für diejenigen im Verwaltungsdienſte Bosniens und der Hercegovina 
proviſoriſch angeſtellten Juſtizbeamten und Bedienſteten, deren Urlaub im 
II. Semeſter 1886 abläuft. — 41. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
2. September 1886, Z. 9706, betreffend eine Vereinfachung des Vorganges 
bezüglich der den Gerichtsvorſtänden obliegenden periodiſchen Reviſionen der bei 
den Steuerämtern verwahrten gerichtlichen Depoſiten. 


XIX. Stück. Ausgeg. am 24. September. — 42. Verordnung des Juſtiz⸗ 


miniſteriums vom 18. September 1886, Z. 13.875, betreffend die Syſtemiſirung 
einer zweiten Notarſtelle in Wels. 

XX. Stück. Ausgeg. am 5. October. — 43. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 24. September 1886, Z. 16.132, betreffend die Vorlage von 
Reiſeparticularien richterlicher Beamten. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 22. October. — 44. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 16. October 1886, Z. 18.390, betreffend Aenderungen in der 
Perſon des Regierungscommiſſärs und des Regierungscommiſſärs⸗Stellvertreters 
bei der öſterreichiſchen Central⸗Boden⸗Creditbank in Wien. — 45. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 17. October 1886, Z. 18.251, betreffend die den 
k. und k. Miſſionen in den Niederlanden ertheilte Ermächtigung zur Uebernahme 
geringfügiger beweglicher Nachläſſe dortlands verſtorbener Angehöriger der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 9. November. — 46. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 22. October 1886, Z. 13 947, betreffend die Aenderung der 
Einlieſerungsvorſchriften für die Weiber-Strafanftalten zu Wiener Neudorf, 
Wallachiſch⸗Meſeritſch und Schwaz. 47. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 25. October 1886, Z. 19.061, betreffend die Regelung der Amtskleidung 
des gerichtlichen Dienerperſonales. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 25. November. — — — 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 11. December. — 48. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 24. November 1886, Z. 13.879, betreffend die geſchäftliche 
Behandlung der Anmeldungsbögen über die im Wege der Evidenzhaltung des 
Grundſteuerkataſters erhobenen Veränderungen, dann die Cintragung der Grund⸗ 
buchsſachen in die Hauptgeſchäftsausweiſe. — 49. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 26. November 1886, Z. 20.820, betreffend die Vervollſtändigung 
der von Seite der Grundbuchsgerichte bei Veränderungen im Eigenthume von 
Liegenſchaſten an die Steuerämter (Gebührenbemeſſungsämter) ergehenden Mit⸗ 
theilungen zum Zwecke der Evidenzhaltung des Grundſteuerkataſters. — 50. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 9. December 1886, Z. 21.798, betreffend 
die Umwechslung der Staatsnoten à 1 Gulden d. W. mit dem Datum 
„7. Juli 1866". 
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XXV. Stück. Ausgeg. am 28. December. — 51. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 11. December 1886, 3. 21.074, betreffend die Syſtemiſirung 
einer Notarſtelle in Zabno. — 52. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
17. December 1886, Z. 22.131, betreffend die den activen k. k. Staats⸗ (und 
Hof⸗) Bedienſteten auf den Linien der öſterreichiſchen Staatsbahnen zugeſicherten 
Fahr⸗ und Frachtbegünſtigungen. — 53. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 21. December 1886, Z. 18.205, zur Erläuterung der Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 3. December 1885, Z. 8346, J. M. V. Bl. Nr. 81. — 
54. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 23. December 1886, 3. 19.353, 
betreffend die Trimeſtralausweiſe über den Fortgang der Grundbuchsanlegung. 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihrem Kabinetsſecretär 
Stephan von Pä pay die Würde eines geheimen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 

bekleideten Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Anton Ritter von Niebauer 
eine ſyſtemiſirte Sectionschefsſtelle in dieſem Miniſterium, und dem Miniſterial⸗ 
rathe des Finanzminiſteriums Dr. Hilarius Ritter von Hankiewicz den Titel 
und Charakter eines Sectionscheſs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in 
Lemberg Karl Gratzka taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Pfandleihanſtalt und Sparcaſſe 
in Raguſa Peter Negrini das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Pola Johann Auguſt 

=: das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem Gemeinde⸗ 


Sectionschef 


delegirten von Faſana Peter Privileggio das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadtgemeinde Elbeteinitz 
Ferdinand Perner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiconcipiſten für den Sanitätsdienſt bei der Statthalterei in Innsbruck 
Med. Dr. Joſeph Daimer zum Miniſterialconcipiſten im Sanitätsdepartement 
des Miniſteriums des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Joſeph Kloſe und Ladislaus Ritter von Niedzielski zu Inge⸗ 
nieuren ſür den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaſſier Raimund Gottſcheer zum 
Controlor der Staatscentralcaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Patricius Hruska, Fer⸗ 
dinand Stingl, Leopold Alleſch und Hippolyt Dittrich zu Steuer⸗Ober⸗ 
inſpectoren der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Eontrolor des Lottoamtes in Prag Rudolph 
Ziwny zum Amtsverwalter und Caſſier des Lottoamtes in Linz ernannt. 


Erledigungen. 

| Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe für den Vermeſſungsbezirk 
Miſtelbach in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Evidenzhaltungs⸗Geometers⸗ 
ſtelle zweiter Claſſe in der eilſten Rangsclaſſe, beziehungsweiſe eine Evidenz⸗ 
| Dattungs-Gfevenftele mit Adjutum von 500 fl. jährlich in Niederöſterreich, bis 
Ende November (Amtsbl. Nr. 253.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle, 


bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 253.) 
Sanitätsaſſiſtentenſtelle in Schleſien mit 500 fl. jährlichem Adjutum, bis 
20. November. (Amtsbl. Nr. 253.) 
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R Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 32 der Erkenntniſſe 1887. 
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